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Die Stadtverordnetenversammlung
- Ausschuss für Bürgerbeteiligung, 
Völkerverständigung und Integration -

Punkt 8 der öffentlichen Sitzung am 04. Februar 2014

Vorlagen-Nr. 14-F-33-0017

Schnelles Internet
- gem. Antrag von CDU und SPD vom 29.01.2014  -

Schnelles Internet
Schnelles Internet ist heute für viele Unternehmen, aber auch für Privatpersonen, ein nicht zu 
unterschätzender Standortfaktor. Die neuen Regierungen auf Bundes- und Landesebene haben 
dies in den jeweiligen Koalitionsverträgen bekräftigt. Dort wurde vereinbart, den Ausbau von 
Breitband-Internetanschlüssen durch ein unbürokratisches technologieneutrales und wettbewerbs-
freundliches Förderverfahren voranzubringen finanziell weiter zu fördern sowie die Kooperation mit 
Telekommunikationsbetreibern voranzubringen. 
Außerdem sollen rechtssichere Voraussetzungen für kostenlose WLAN-Angebote in Städten 
geschaffen werden. 

Der Ausschuss möge daher beschließen:

Der Magistrat wird gebeten, sich - nach Bekanntwerden der Förderrichtlinien - um Mittel für den 
Ausbau von Breitband-Internetanschlüssen in Wiesbaden einzusetzen. 

Außerdem möge der Magistrat die neuen Rahmenbedingungen für städtische WLAN-Angebote in 
die Planungen von Hotspots in Wiesbaden einbeziehen. 

Beschluss Nr. 0009

Der gem. Antrag von CDU und SPD vom29.01.2014 betr.

Schnelles Internet

wird angenommen.

 

Herrn Stadtverordnetenvorsteher Wiesbaden,     .02.2014
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Apel
Vorsitzende
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Der Stadtverordnetenvorsteher Wiesbaden,     .02.2014

Dem Magistrat
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Nickel
Stadtverordnetenvorsteher

Der Magistrat Wiesbaden,     .02.2014
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Dezernat VI - ITM Gerich
mit der Bitte um weitere Veranlassung Oberbürgermeister
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